Konzept der Änderungen in Rechtsvorschriften zur Verbesserung der Strukturen regionaler Politik und Koordinierung von Strukturfonds der Europäischen Union

Konzept der Problemlösung

1. Einleitung


In Lettland werden Vorbereitungen auf die innerhalb der kommenden Jahre angestrebte Mitgliedschaft in der Europäischen Union (EU) getroffen. Mit dem EU-Beitritt wird für das Land die Beteiligung an den Abläufen der regionalen und strukturellen Politik ermöglicht, wodurch eine schnellere Annäherung der Indikatoren wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung an die Durchschnittswerte der Mitgliedsländer gewährleistet werden kann. Diese Beteiligung wird für Lettland als Mitgliedsstaat der EU durch eine effiziente Arbeit an der Erschließung der Strukturfonds (SF)
 der EU und des Kohäsionsfonds
 zur Geltung kommen.

Allerdings wird Lettland bereits in seinem derzeitigen Status als Beitrittskandidaten die Chance geboten,  Vorbereitungen zur Inanspruchnahme dieser finanziellen Instrumente zu treffen. Die praktische Umsetzung erfolgt in Lettland unter dem Einsatz einiger Finanzinstrumente der Vorbeitrittsphase, deren Funktionsart der Vorgehensweise angenähert ist, die für die SF und den Kohäsionsfonds der EU angewandt wird. Dazu gehören PHARE-Investitionen in die wirtschaftliche und soziale Kohäsion (Ausgleich) (Phare ESC), ISPA und SAPARD.


Für einen erfolgreichen Einsatz finanzieller Vorbeitrittsinstrumente und eventuell eine effiziente Handhabung der Mittel der Strukturfonds und des Kohäsionsfonds der EU, ist die Errichtung entsprechender institutioneller Strukturen, sowie der Gesetzgebung in diesem Bereich von erheblicher Bedeutung.  Bei der Bewertung der Bereitschaft Lettlands für den EU-Beitritt haben Vertreter der Europäischen Kommission wiederholt die regionale Entwicklung als einen der Problembereiche bemängelt. Im Juni dieses Jahres haben mehrere Sprecher der Europäischen Kommission einen Besuch in Lettland abgestattet und nach der Auswertung der Rahmenbedingungen in Lettland auf das Nichtvorhandensein einer zuständigen Institution als eines der wesentlichen Probleme der regionalen und Strukturpolitik hingewiesen. Die Vertreter der Europäischen Kommission äußerten die Ansicht, daß im Fall von Lettland mit der Errichtung einer Institution, die die Zuständigkeit für die regionale Entwicklung und die Strukturfonds übernehmen sollte, die optimale Lösung erzielt wäre. Dieser Institution würde nach ihrer Gründung die Erstellung und Umsetzung eines Nationalen Entwicklungsplans obliegen. Dementsprechend müßte diese neueingerichtete Institution mit gesetzlich definierter Zuständigkeit und dem Mandat, sowie einem gesetzlich geregelten Verhältnis zu anderen betroffenen Institutionen ausgestattet sein.

2. Problemausführung

Abgesehen von den erheblichen wirtschaftlichen Umwälzungen und einem nachhaltigen wirtschaftlichen Wachstum kommen die positiven Tendenzen in der Entwicklung der Unternehmerschaft und Beschäftigung grundsätzlich in den Großstädten wie Riga oder Ventspils zum Tragen. Dieses beträchtliche  Mißverhältnis der Entwicklungsindizien zwischen den Ballungszentren und dem restlichen Gebiet des Landes zieht mit einem wirtschaftlichen, sozialen und Infrasturkturrückstand die Regionen in Mitleidenschaft. Infolgedessen findet sich Lettland abgesehen von den verhältnismäßig positiven Entwicklungstendenzen in den Großstädten bei der Erfassung landesweiter Entwicklungszahlen und im besonderen bei deren Gegenüberstellung zu den Konjunkturindikatoren anderer Beitrtittskandidaten in einer der schwächsten Positionen.


Diese Diskrepanz der Entwicklungsindikatoren und die gesamte Rückwärtstendenz insbesondere in Regionen bewirkt Besorgnis über die Fähigkeit Lettlands zu einer erfolgreichen Annäherung an die Europäische Union. Daher liegt für Lettland eindeutig eine rasche Lösung offener Fragestellungen der regionalen Entwicklungspolitik nahe, die es zur Umsetzung der Grundprinzipien der Regionalpolitik der Europäischen Union befähigt. Demnach liegt die Unterstützung der SF der EU schwerpunktmäßig auf:

· langfristige Maßnahmen programmatischer Art (Programmierungsprinzip). Die Vorbereitung auf die Berücksichtigung dieses Prinzips erfolgt mit der Erstellung des Nationalen Entwicklungsplans;

· bestimmte Landesgebiete zum Erreichen bestimmter Zielsetzung (Konzentrationsprinzip). Die Zielsetzung wird von der EU für jede einzelne Programmierungsperiode der Strukturfonds festgelegt: in Übereinstimmung mit der Zielsetzung der regionalen Politik der EU der letzten Jahre, qualifiziert sich das gesamte Gebiet Lettlands als eine Region der Zielsetzung 1
;

· Maßnahmen, denen der Staat selbst in der Entwicklungsförderung Vorrang gegeben hat (Subsidaritätsprinzip). Dieses Prinzip verfolgt die Idee, daß der Mitgliedstaat in seinen eigenen Bemühungen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von der EU lediglich Rückhalt hat. Bei sämtlichen Maßnahmen, die im Rahmen der Strukturfonds bezuschußt werden, wird eine finanzielle Eigenbeteiligung des Landes gefordert;

· Maßnahmen, an deren Gestaltung und Umsetzung nicht nur staatliche Institutionen interessiert und miteinbezogen sind, sondern auch Regionen, Gebietskörperschaften, soziale Partner, nichtstaatliche Organisationen, Unternehmer und öffentliche Sprecher (Partnerschaftsprinzip). Dieses Prinzip ist sowohl bei der Erstellung der Programmierungsdokumentation, als auch bei deren Umsetzung und der Überwachung der Umsetzungsabläufe zu berücksichtigen;

· Bei der Zuweisung der Unterstützung wird von der Europäischen Kommission das Gewähren eines transparenten Verfahrens der Beschlußfassung und der Finanzierung (Offenheitsprinzip), aber auch eine weitgehend offene Aufklärung der Öffentlichkeit über Zugänglichkeit und Ergebnisse dieser Hilfestellungen vorausgesetzt.


Eine nachhaltige Wahrung dieser Grundsätze bedarf einer klaren Definierung staatlicher und der regionalen Entwicklungspolitik, Formulierung von Maßnahmen zur Umsetzung dieser Politik und des Einsatzes bestimmter Instrumente zur Heranbildung optimaler institutioneller und gesetzlicher Rahmenbedingungen für die  Erfüllung dieser Aufgaben. Bei der Schaffung institutioneller Strukturen soll an eine hauptverantwotliche Institution gedacht werden, gleichzeitig muß auch der Partnerschaftsgrundsatz bewahrt werden. Darüber hinaus sind die Zuständigkeiten betroffener Institutionen klar zu definieren und gesetzlich festzuhalten. Ferner ist es von erheblicher Bedeutung, ausreichende administrative Kapazitäten zur effizienten Umsetzung benannter Aufgaben für die diese institutionelle Struktur zur Verfügung zu stellen.


Der derzeitige Umgang mit der Fragestellung der regionalen Entwicklung im Lande bedarf Änderungen. Das Fehlen einer einheitlichen und zielgerichteten Politik der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des Landes, genauso wie ernsthafter umfassenden Erhebungen zu den Entwicklungstendenzen und dem Potenzial, hat die wirtschaftlichen Wachstumsprozesse der Regionen schwerwiegend beeinträchtigt. Das bisher durch die Gesetzgebung der regionalen Entwicklung vorgesehene Einräumen von Möglichkeiten für die Rayons, die Planung eigener Entwicklung vorzunehmen, sowie auch unter Verschmelzung in Planungsregionen eine gebietsübergreifende Planung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung durchzuführen, weist keine ausreichenden Ergebnisse auf, da weder eine landesweite Umsetzung dieser Politik erfolgt ist, noch eine Umverteilung von Ressourcen für die Entwicklungsförderung vorgenommen worden ist. Dieses ist auf die mangelnde Koordinierung zwischen den Fachinstitutionen zurückzuführen, die mit der Planung wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung beauftragt sind, sowie zwischen Institutionen, die auf regionaler Ebene für bestimmte staatlich geförderten Maßnahmen zuständig sind. Dieses hat das Vorliegen unzähliger Fachprogramme und Strategien zur Folge, die des öfteren im gegenseitigen Widerspruch stehen, dabei wird bei kaum einer von denen die regionale Sichtweise beachtet. Ferner weisen die staatlichen Förderungsinstrumente ein verzerrtes Bild auf, sie wirken unkoordiniert und oftmals ohne Umsetzungsmechanismen in den Regionen.


Es ist darauf hinzuweisen, daß sich die Diskussionen letzter Jahre zu den Fragen der regionalen Entwicklung in den Verwaltungsstrukturen nationaler wie regionaler Ebene oftmals auf die Frage der Verwaltungs- und Gebietsreform beschränken und dabei auch bleiben. Mit der Gewißheit, daß die Reform eine politisch verantwortungsvolle und sensible Aufgabe darstellt, hat die Regierung über ihre schrittweise Umsetzung bis zum Jahr 2005 beschlossen, die Problembewältigung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsförderung in den Regionen und die Schaffung einer einschlägigen Struktur für die Implementierung der regionalen und Strukturpolitik der EU in Lettland darf nicht länger verzögert werden und bedarf zügiger und entschiedener Handlungen. 


Momentan weist die Gestalt der nationalen regionalen Entwicklungspolitik und deren Umsetzungsinstrumente eine geringe Effizienz auf, was auf die zerspaltene Zuständigkeit für die Planung dieser Politik und die Tatsache zurückzuführen ist, daß die Funktion ihrer Umsetzungsinstrumente über unterschiedliche Fachinstitutionen verteilt ist. Trotz der vorliegenden relativ umfassenden gesetzlichen Grundlage im Bereich der regionalen Entwicklung und Raumplanung, ist es bisher noch nicht gelungen, die regionale Politik als einen fachübergreifenden Bereich in Gang zu setzen, der zielgerichtet auf die Ausgleichung negativer Unterschiede zwischen diversen Gebieten des Landes, aber auch auf die Annäherung der Indikatoren der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung des Landes an die Durchschnittswerte der Mitgliedstaaten der EU hinarbeitet. Traditionell wird dieses Problem auf die Unfähigkeit zuständiger Institutionen zurückgeführt, die Entwicklungsprozesse im Lande zu beeinflussen.  Zu diesem Zeitpunkt, wo die EU ihre Bereitschaft zeigt, ihre Instrumente der regionalen und Strukturpolitik in Lettland einzusetzen und Lettland aufgefordert wird, sein Augenmerk auf die Fragen der regionalen Entwicklung in einem jetzt bereits breiter angelegten, nämlich, europäischen Kontext zu richten, können Unzulänglichkeiten dieser Art nicht geduldet werden.

Die derzeitige institutionelle Struktur, die mit der Durchsetzung der regionalen Politik im Lande befaßt ist, kann wie folgt beschrieben werden:


Da die regionale Politik ein horizontaler Begriff ist, der beinahe jedes Fachgebiet einbezieht, ist ein gewisser Zusammenhang mit dieser Politik in fast jedem Ministerium zu finden. Die Aufgabe der Formulierung dieser Politik teilen derzeit in Lettland drei Institutionen:


Dem Ministerium für Umweltschutz und regionale Entwicklung obliegt die Erarbeitung der regionalen Entwicklungspolitik des Landes. Im Jahre 1996 wurde das Konzept zur Strategie der regionalen Entwicklung Lettlands erstellt, derzeit befinden sich das Nationale Programm der regionalen Entwicklung, das Konzept zur Entwicklung grenznaher Regionen und das Konzept regionaler Entwicklungsagenturen in der Vorbereitung. Für die Umsetzung der Politik steht dem Ministerium alleine „Das Programm der Zweckszuweisungen für die Planung der Gebietsentwicklung“ als Instrument zur Verfügung, welches in der Durchführung kommunaler und regionaler (aber auch nationaler) Raumplanung und der Erstellung von Entwicklungsplänen Einsatz findet. Durch das Ministerium wird ferner das Programm zur Entwicklung ländlicher Gebiete entwickelt, allerdings entbehrt dieses Programm eigener Umsetzungsinstrumente. Des weiteren hat das Ministerium die Funktion als Sekretariat des regionalen Entwicklungsrates inne.


Durch das Wirtschaftsministerium ist ein Konzept der Sonderförderungsregione einschließlich einschlägiger Bestimmungen des Ministerkabinetts erstellt worden, es bedient sich des derzeit alleinigen staatlich finanzierter Instrumente - des Regionfonds, was im Wesentlichen den klassischen Instrumenten der regionalen Entwicklungsförderung entspricht. Grundsätzlich wird anhand des Regionfonds Unterstützung in Form von Zinssubventionen für Unternehmer gewährt, die in den Sonderförderungsgebieten Fuß gefaßt haben. In Übereinstimmung mit der vom Wirtschaftsministerium erarbeiteten gesetzlichen Grundlage ist in Lettland der Rat der Regionalen Entwicklung bestellt worden. Ferner hat das Ministerium ein neues Konzept des öffentlichen Investitionsprogrammes entwickelt, welches den Vorschlag zur „Regionalisierung“ gewisser Programmressourcen einbringt.


Das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen arbeitet an der Erstellung des Nationalen Entwicklungsplans, was zukünftig als wichtigstes programmatisches
 Dokument gelten wird, das für die Steuerung sowohl öffentlicher Haushaltsmittel, als auch der Finanzmittel aus den Strukturfonds für den internen und externen sozialen und wirtschaftlichen Ausgleich eingesetzt werden soll. Darüber hinaus gehören Maßnahmen zur Vorbereitung auf die Inanspruchnahme finanzieller Vorbeitrittsinstrumente, Strukturfonds und des Kohäsionsfonds der EU zu den Zuständigkeitsbereichen des Sekretariats. Dieser Institution obliegt ferner Vorbereitung und Umsetzung des Kapitels zum wirtschaftlichen und sozialen Investitionsausgleich des Phare-Programms und der grenzübergreifenden Kooperationsprogramme der EU. Das Sekretariat vertritt Lettland im Komitee der Baltischen Koordinierung, sowie in den Koordinierungsstrukturen der Ostseeregion, die am Strukturprogramm der EU INTERREG
 und dem grenzübergreifenden Phare-Kooperationsprogramm arbeiten, was als Gegenstück von INTERREG in den Beitrittskandidaten eingesetzt wird.


Das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Staatsreformen ist für die Umsetzung der administrativen Gebietsreform im Lande zuständig und mit den Vollmachten zur Aufsicht der Kommunalkörperschaften versehen.

Begleitende Informationen über die Verteilung der Zuständigkeiten im Bereich der regionalen Politik und der Strukturfonds der EU in anderen Ländern.


In Estland ist das Innenministerium für diese Fragen zuständig. Das estnische Modell entspringt dem finnischen Muster, wo das Innenministerium gleichermaßen für die Regionalpolitik und die Strukturfonds verantwortlich ist. In Finnland obliegt diesem Ministerium zur gleichen Zeit Aufsicht der Gebietskörperschaften, der Polizei und der Rettungsdienste. Unlängst ist auch in Litauen eine Struktur dieser Art ins Leben gerufen worden.


In der Tschechischen Republik besteht ein gesondertes Ministerium der Regionalen Entwicklung. Die regionale Struktur basiert in diesem Land auf Planungsregione.


In der Slowakei wird derzeit der Erlaß eines neuen Gesetzes in Erwägung gezogen, mit dem die gesamte Zuständigkeit für diese Angelegenheiten auf das Ministerium für Bauwesen und regionale Entwicklung übertragen wird. Die Zuständigkeiten wurden bisher zwischen dem benannten Ministerium, dem Umweltministerium (in der Planung) und dem Büro des Ministerpräsidenten geteilt. In der Anfangsphase wird die Heranbildung einer regionalen Struktur mit ausgedehnter Verfügungsgewalt nicht vorgesehen, es wird beabsichtigt, die Erstellung von Entwicklungsplänen und Programmen (Projekten) ebenso innerhalb des Ministerialrahmens beizubehalten.


In Slowenien wird die gesamte Zuständigkeit auf das Ministerium für Wirtschaftliche Beziehungen und Entwicklung übertragen. Zu Zwecken der regionalen Politik ist das gesamte Staatsgebiet in zwei der NUTS 2 – Ebene entsprechenden Gebietseinheiten (nichtadministrativ) aufgegliedert – die Hauptstadt und das restliche Territorium. 


In Ungarn steht die regionale Politik und die Strukturfonds dem Ministerium für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung zu. Für die Arbeit mit der regionalen Ebene sind Planungsregione gebildet worden, deren Räte von den Vertretern der Kommunalverwaltungen und von Fachministern bestellten Sprechern besetzt sind. 


In Polen ist das Ministerium für Regionale Entwicklung und Bauwesen für die regionale Entwicklung und die Strukturfonds zuständig, für die Verwirklichung konkreter Maßnahmen der wirtschaftlichen Entwicklung ist im Umfeld der Staatskasse eine Agentur der Regionalen Entwicklung gegründet worden. Die politische Aufsicht unterliegt dem Ministerium für Regionale Entwicklung und Bauwesen, von diesem Ministerium wird auch der Aufsichtsrat der Agentur geleitet, im dem die Ministerien für Finanzen, Wirtschaft, Arbeits- und Sozialpolitik, Landwirtschaft und sonstige vertreten sind.


In Dänemark und Schweden sind die Handels- und Industrieministerien für diese Angelegenheiten zuständig, allerdings sind die Kompetenzen im erheblichen Maße auf die Regionen übertragen worden (in Dänemark weitreichender als in Schweden), diese Ministerien haben die Koordinierungsrolle inne. Dänemark führt keine interne Regionalpolitik, was grundsätzlich auf den hohen Dezentralisierungsgrad des Landes zurückzuführen ist.


In Portugal ist das Planungsministerium mit entsprechenden Vollmachten versehen, es verfügt über eigene Agenturen in allen Regionen des Landes. 


In Spanien ist das Ministerium für Finanzen und Wirtschaftliche Beziehungen für die regionale Entwicklung und die Strukturfonds der EU zuständig. Die Regionen Spaniens sind in politischer und finanzieller Hinsicht relativ unabhängig, daher spielt das Ministerium grundsätzlich die Rolle des Koordinators.


In Irland ist das Finanzministerium für die Strukturfonds der EU zuständig. Irland pflegt keine eigene interne Regionalpolitik.


Weder Luxemburg, noch Österreich haben eine eigene interne Regionalpolitik. Uns steht keine genaue Information über institutionelle Zuständigkeiten für die Angelegenheiten der Strukturfonds in diesen Ländern zur Verfügung.

Aufgrund der obengeschilderten Situation können derzeit zwei Hauptprobleme identifiziert werden:

1) Die Zuständigkeit für die Angelegenheiten der regionalen Entwicklung wird von mehreren Institutionen geteilt, was sich wie folgt auswirkt:

· weder für die gesamte wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Landes, noch in bezug auf die einzelnen Regionen werden mittelfristige Prioritäten gesetzt;

· die Formulierung und Umsetzung einer effizienten nationalen Entwicklungspolitik der Regionen kann nicht ermöglicht werden;

· die Verwaltungskapazitäten unterschiedlicher Institutionen der zentralen Staatsverwaltung werden irrational eingesetzt;

· der Anwendung der Förderungsinstrumente regionaler Entwicklung erfolgt nicht konzentriert, sie werden im Lande nicht ausreichend effizient koordiniert, somit kann keine vollendete Wirkung erzielt werden.

2) Effiziente Planung, Einsatz und Überwachung der finanziellen Vorbeitrittsinstrumente der EU und später auch der Strukturfonds und des Kohäsionsfonds kann nicht ermöglicht werden, solange folgende Nachteile vorliegen:

· es ist keine Institution gebildet worden, die Zuständigkeit und ausreichende Ressourcen in sich fassen würde, um in der Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission die Einsatzplanung der Finanzinstrumente der EU für die Prioritäten der regionalen Entwicklung des Landes vornehmen zu können;

· die Sicherstellung einer angemessenen Kofinanzierung durch nationale Förderungsinstrumente der regionalen Entwicklung bei wesentlichen EU-Finanzierungen kann nicht erreicht werden;

· die Berücksichtigung des in der regionalen und Strukturpolitik der EU wesentlichen „Partnerschaftsprinzips“ kann nicht gewährt werden, da die Struktur der für die regionale Entwicklung zuständigen Institutionen der zentralen Staatsgewalt und deren Beziehung zu sonstigen Fachinstitutionen, Institutionen der regionalen Ebene, sowie öffentlichen Partnern unklar ist.

3. Vorgeschichte der Problemlösung


Zur Bewältigung dieser problematischen Entwicklungen wurde mit dem Erlaß des Ministerkabinetts (MK) vom 27. Juni dieses Jahres in der Leitung des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen eine Arbeitsgruppe der Regionalen Politik gebildet, in der der Minister für Umweltschutz und Regionale Entwicklung, der Wirtschaftsminister, der sonderbeauftragte Minister für Angelegenheiten staatlicher Reformen, Entscheidungsträger der Regierungsebene sonstiger betroffener öffentlicher Institutionen der Staatsverwaltung, sowie Sprecher des Lettischen Verbandes der Gebietskörperschaften und der Planungsregione vertreten sind. Die Arbeitsgruppe traf sich in 6 Sitzungen zusammen, in denen unter der schwerpunktmäßigen Behandlung gesetzgeberischer und institutioneller Fragestellungen der Zustand des betroffenen Bereiches analysiert wurde. Die Arbeitsgruppe legte konzeptuelle Vorschläge zur Situationslösung vor, die in diesem Dokument enthalten sind.


Die Arbeitsgruppe der regionalen Politik hat mehrere Modelle der neuen institutionellen Struktur erstellt (Alternativvorschläge). Allerdings wurden diese konzeptuellen Lösungsvorschläge unter Berücksichtigung der Tatsache, daß jegliche positive Lösung zur Beseitigung bezeichneter Probleme wesentliche Änderungen in den zentralen öffentlichen Verwaltungsstrukturen, aber auch in einer ganzen Reihe der Rechtsvorschriften voraussetzt, dem Ministerkabinett zur Erörterung übergeben.

4. Prognose zu den Folgen eines unterlassenen Problemangriffs


Sollte die bezeichnete Problematik nicht in Angriff genommen werden und die konzeptuellen Lösungsvorschläge der Arbeitsgruppe der Regionalen Politik keine Unterstützung finden, ist mit folgenden Auswirkungen zu rechnen:

Kurzfristig:

· Im Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission im November dieses Jahres kann Lettland hinsichtlich seiner Unfähigkeit zur Lösung institutioneller Fragestellungen der regionalen Politik scharf kritisiert werden, die fehlende Leistungsfähigkeit des Landes, Instrumente der regionalen Politik der EU qualitativ einzusetzen, kann als ein allgemeiner Mangel an öffentlichen Verwaltungskapazitäten eingeschätzt werden, was sich in der Verzögerung der gesamten EU-Beitrittsprozesse resultieren kann.

· die Vorbereitung der Position der Republik Lettland zum Kapitel „Regionale und Strukturpolitik“ im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen wird nicht stattfinden können, darüber hinaus werden die Beitrittsverhandlungen in den Bereichen, die mit diesem Kapitel im Zusammenhang stehen, zum Beispiel, Wettbewerbspolitik, Landwirtschaft, Fischerei, Beschäftigung, erschwert sein
;

· die Erstellung und Aufwertung eines qualitativen Nationalen Entwicklungsplans kann erschwert werden;

· die Entwicklung und Umsetzung der Projekte des Kapitels der Investitionen in den wirtschaftlichen und sozialen Ausgleich des Phare-Programms kann erschwert werden.

Langfristig

· eine qualitative Erfüllung der Anforderungen des gemeinschaftlichen Besitzstandes der EU, die die Anwendung der Strukturfonds im Mitgliedstaat der EU regeln, wird nicht möglich sein;

· es werden keine nationalen Institutionen für die Arbeit mit dem Europäischen Fonds der regionalen Entwicklung, eines der bedeutendsten Instrumente der regionalen und Strukturpolitik der EU, geschaffen;

· es wird keine Struktur geschaffen, die zur effizienten Erschließung bedeutender Finanzierungen der EU befähigt wäre und eine angemessene nationale Kofinanzierung zur ihrer Steuerung für Förderungszwecke der regionalen Entwicklung des Landes mobilisieren könnte.

5. Varianten der Problemlösung


Zur Beseitigung der obenbezeichneten Problematik und Vermeidung dadurch verursachter Folgewirkungen hat die Arbeitsgruppe der Regionalen Politik die Vorschläge ihrer Mitglieder zusammengefaßt und mehrere Lösungsvarianten vorgelegt. Es wird vorgeschlagen, einen konzeptuellen Beschluß zu den nachstehenden drei Fragen zu fassen:

1) Verbesserung der institutionellen Struktur in den Bereichen der regionalen Politik und der Koordinierung der Strukturfonds der Europäischen Union;

2) Zusammensetzung des Rates der Nationalen Regionalentwicklung;

3) Zusammensetzung des Regionalentwicklungsrates der Region.

5.1 Erste konzeptuelle Frage – Verbesserung der institutionellen Struktur in den Bereichen der regionalen Politik und der Koordinierung der Strukturfonds der Europäischen Union;

Folgende drei Varianten zur Lösung dieser Frage wurden von der Arbeitsgruppe der Regionalen Politik vorgelegt:

1. Die Mehrheit der Arbeitsgruppe der Regionalen Politik schlägt institutionelle Struktur – Vorschlag 1 - vor (s. Diagramm Nr. 1.1, 1.2, 1.3),

2. Das Finanzministerium (FM) schlägt institutionelle Struktur – Vorschlag 2 – vor (s. Diagramm Nr. 2.1, 2.2),

3. Das Ministerium für Sonderaufträge in Angelegenheiten staatlicher Reformen (MSASR) schlägt institutionelle Struktur – Vorschlag 3 – vor (s. Diagramm Nr. 3.1, 3.2, 3.3, 3.4)

Die wesentlichen Unterschiede zwischen den unterschiedlichen Vorschlägen werden mit der Tabelle der Funktionen zu bildender Institutionen und der nachfolgenden Beschreibung erklärt.

5.1.3. Funktionsbeschreibung der zum Zweck der Verbesserung institutioneller Strukturen zu errichtender Institutionen

Funktionsbeschreibung zu bildender Institutionen

Nach Maßgabe des durch das Generaldirektoriat der Regionalpolitik der Europäischen Kommission empfohlenen institutionellen Modells und nach dessen Anpassung an lettische Verhältnisse, werden nachstehende  Varianten der Errichtung folgender Institutionen vorgeschlagen:

· Nationaler Rat der Regionalen Entwicklung (NRRE).

Sämtliche Vorschläge sehen die Errichtung von NRRE aufgrund der existierenden Basis des Regionalen Entwicklungsrates unter Änderung dessen Personalbestandes und der Übertragung der Funktionen, die im Kompetenzbereich der Task Force des Nationalen Entwicklungsplans  liegen, vor (s. Diagramm 1.2)

Variante 1 sieht für die NRRE die Koordinierung der Erstellung des Nationalen Entwicklungsplans (NEP) vor, einschließlich der indikativen Planung der für die Verwirklichung des Plans benötigter Finanzressourcen, Koordinierung und Festlegung der Strategie der Regionalen Entwicklung (RE) des Landes, Bestätigung des Plans der RE unter seiner Definierung als untrennbaren Bestandteil des NEP, und der Planung der Nutzung der derzeit vorstrukturellen, aber im Fall des EU-Beitritts der Mittel der Strukturfonds (SF) als Erweiterung der staatlichen Finanzierung für die Umsetzung des NEP
.

Variante 2 sieht unterschiedliche Funktionen des NRRE in Fragen der RE und SF vor, mit der Maßgabe, daß die Planung, Überwachung und Koordinierung sämtlicher Mittel des öffentlichen Haushaltes alleine durch das FM erfolgt: sowohl der Mittel des nationalen Haushalts, einschließlich der für das öffentliche Investitionsprogramm vorgesehenen Mittel, als auch ausländische finanzielle Förderungsmittel, einschließlich der SF-Mittel. Dem NRRE unterliegen somit lediglich Funktionen der Strategieformulierung der RE und der Koordinierung.

Variante 3 sieht für den NRRE eine Kompetenz vor, die die Antragstellung an den öffentlichen Haushalt für das benötigte Volumen der Kofinanzierung, Auswertung von Entwicklungsplänen der Regionen, Verteilung der SF und der Kofinanzierung aus dem Staatshaushalt auf die Regionen und Projekte der Fachministerien, Auswertung und Bewilligung der Projekte der Fachministerien und Auswertung der Umsetzungsergebnisse des NEP, sowie Berichterstattung an das MK und die EK beinhaltet.

· Ministerium der Regionalen Entwicklung (MRE)

Sämtliche Varianten bestätigen die Zweckmäßigkeit der Errichtung dieses Ministeriums. Es ist als eine separate Institution auf der Basis eines vorhandenen Ministeriums (MSKAFI, MUSRE, WM, MSAASR) zu bilden. Das Ministerium würde mit der Funktion des Sekretariats des NRRE beauftragt.

Variante 1 sieht die Errichtung dieses Ministeriums unter Konzentration der Funktionen des Departements der Regionalen Entwicklung des Ministeriums für Umweltschutz und Regionale Entwicklung (MUSRE), der Abteilung der Regionalen Strukturpolitik des Departements für Koordinierung der Programme der Wirtschaftspolitik des Wirtschaftsministeriums (WM) und die Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme des Ministeriums für Sonderaufgaben der Kooperation mit ausländischen Finanzinstitutionen (MSKAFI) vor.

Mit dieser Variante wird vorgesehen, daß das Ministerium mit der Erstellung des NEP, der Formulierung der Strategie und des Plans der RE und zukünftig mit der Vorbereitung des Rahmendokumentes (CSF)
 der Gemeinschaft, jetzt aber mit der Erstellung dessen Äquivalenten  beauftragt wäre. Das MRE würde des weiteren die indikative Planung für die Umsetzung der bezeichneten Dokumente, später auch die Überwachung der Realisierung und Berichterstattung zu den operativen Programmen, einschließlich der Phare-ESC/ERDF
, vornehmen. Die Variante sieht die Zuständigkeit des FM für die Sicherstellung einer ausreichenden staatlichen Kofinanzierung und der Realisierung der Finanzleitung der SF vor, die die Einhaltung einschlägiger Rechtsvorschriften, Überwachung öffentlicher Beschaffungen und die Finanzkontrolle beinhalten würde.

Variante 2 gibt die Anregung, unter Definierung einer gesamten Strategie und Überwachung deren Umsetzung vom MRE die Politik der RE zu verwirklichen. Mit dieser Variante wird vorgesehen, daß die Planung, Überwachung und Koordinierung sämtlicher Mittel des öffentlichen Haushaltes alleine durch das FM erfolgt: sowohl der Mittel des nationalen Haushalts, einschließlich der für das öffentliche Investitionsprogramm vorgesehenen Mittel, als auch ausländische finanzielle Förderungsmittel, einschließlich der SF-Mittel.

Variante 3 sieht die Errichtung des Ministeriums für Staatsverwaltung und Regionale Entwicklung vor, in dem neben der in der Variante 1 bezeichneten Funktionen auch die Kompetenzbereiche des derzeitigen MSAASR und die in der Verfügungsgewalt des Wirtschaftsministeriums befindliche staatliche gemeinnützige Organisation „Entwicklung der Regionen“ GmbH integriert wären. Das MRE wäre mit der Koordinierung der öffentlichen Verwaltung, der RE, Raumplanung, dem Grund und Boden, der Vorbereitung des NEP und des CSF und der Erstellung der operationalen Programme der RE, sowie dem Monitoring der Realisierung von Phare-ESC/ERDF beauftragt.

· Nationale Agentur der Regionalen Entwicklung (NARE)

Variante 1 sieht die Errichtung einer NARE vor, die sich in der Verfügungsgewalt des MRE befindet. Die NARE würde eine typische Umsetzungsagentur darstellen, die das operationale Programm der RE im Rahmen des NEP und das Phare-ESC, nach dem Beitritt - das ES-ERDF, sowie die staatliche Finanzierung erweiternde Programme zur Minderung regionaler Ungleichgewichte realisieren würde.

Variante 2 sieht keine Errichtung der NARE vor, da sie die derzeitige Anzahl vorhandener Umsetzungsagenturen (3) als hinreichend ansieht und sieht ferner voraus, daß sich die Aufgaben einer Agentur in dieser Form mit den Funktionen anderer in diesem Prozeß einbezogenen Institutionen überschneiden würden. 

Variante 3 sieht die Errichtung einer Einheit des NEP vor, die den NEP erstellen, den ERR und die operationellen Unterprogramme und Projekte der Fachministerien vor deren Vorlage im NRRE auswerten würde.

· Entwicklungsrat der Region (ERR)

Die Variante 1 und die Variante 3 sehen vor, daß der ERR die Bestätigung und die Koordinierung des Entwicklungsplans der Region und der Projekte der regionalen Ebene vornimmt.

Mit der Variante 2 wird vorgeschlagen, die ERR mit der Definierung der gesamten Entwicklung der Region und dem Umsetzungsmonitoring zu beauftragen.

· Entwicklungsagentur der Region (EAR)

In allen Varianten wird die Einbeziehung der Analyse der Regionentwicklung, die Erstellung des Entwicklungsplans der Region und die Projektentwicklung in den Kompetenzbereich der EAR vorgesehen.

5.2. Zweite konzeptuelle Frage – die Zusammensetzung des Nationalen Rates der Regionalen Entwicklung

Für die Lösung dieser Fragestellung schlägt die Arbeitsgruppe der Regionalen Politik vor, die nachfolgenden zwei Varianten der Zusammensetzung des NRRE zu erörtern:

Variante 1 
der NRRE setzt sich wie folgt zusammen:

a) im Management der finanziellen Vorbeitrittsinstrumente der EU und zukünftig der Strukturfonds einbezogene Ministerien der zentralen Staatsverwaltung und Vertreter der Staatskanzlei – auf der Ebene hochrangiger Entscheidungsträger (Staatssekretäre und stellvertretende Staatssekretäre);

b) Vertreter der Planungsregione – Vorsitzende der Entwicklungsräte der Regionen oder sonstige durch die Regionen benannte Amtsträger;

c) Vertreter der sozialwirtschaftlichen Partner (z.B. Gewerkschaftsverband, Arbeitgeberverband u.a.), sowie auch Beobachter.

Variante 2 
in der NRAP sind gleichermaßen sowohl Sprecher der zentralen, als 

auch der regionalen Organe vertreten

a) Minister des MUSRE, MSAASR, LM, WM, MBW und Vertreter des Ausschusses für Volkswirtschaft, Staatsverwaltung, Gebietskörperschaften und Finanzen – Abgeordnete der Saeima (10 Ratsmitglieder)

b) Vorsitzender der LPS, vier Stellvertreter des Vorsitzenden der LPS und fünf Vorsitzende der Planungsräte der Regionen (10 Ratsmitgleider).

5.3. Dritte konzeptuelle Frage – Zusammensetzung des Entwicklungsrates der Region

Für die Lösung dieser Fragestellung schlägt die Arbeitsgruppe der Regionalen Politik vor, die nachfolgenden zwei Varianten der Zusammensetzung des ERR zu erörtern:

Variante 1 
Der ERR setzt sich wie folgt zusammen:

a) Politiker der innerhalb des Gebiets der Planungsregion befindlichen Kommunalverwaltungen, aus deren Kreis der Vorsitzende des ERR bestellt wird;

b) für die regionale Entwicklung zuständige Institutionen der nationalen Regierung, sowie Vertreter regionaler Strukturen und sonstiger zentralen Institutionen (z.B. Staatlicher Beschäftigungsdienst des Wohlfahrtsministeriums, Dienst für die Förderung ländlicher Gebiete des Landwirtschaftsministeriums u.a.)

Variante 2 
Der ERR setzt sich ausschließlich aus den Politikern zur Region gehörender Gebietskörperschaften zusammen.

6. Phasen der Problemlösung 

Die Arbeitsgruppe der Regionalen Politik bringt den Vorschlag folgender kurzfristigen Maßnahmen ein:

1. In Übereistimmung mit der Verordnung des Ministerkabinetts:

· eine neue gesetzgeberische Grundlage zu entwickeln, die auf die Verbesserung der Strukturen in den Bereichen der regionalen Politik und der Koordinierung der Strukturfonds ausgerichtet ist,

· die Auswertung und benötigte Abänderung der vorhandenen Rechtsvorschriften vorzunehmen, wie z.B., der Gesetzestexte „Zur Gestaltung des Ministerkabinetts“, „Zur Planung der Gebietsentwicklung“, „Über Sonderförderungsregionen“, Verordnungen zum MUSRE, MSKAFI, WM, MSAASR.

2. Änderungen der institutionellen Struktur vorzunehmen, indem die Errichtung neuer Institutionen und die Restrukturierung der vorhandenen Institutionen oder deren struktureller Einheiten vorgesehen wird.

3. Die Reorganisierung der Finanzressourcen in der Übereinstimmung mit der Gestaltung der neuen Institutionen vorzunehmen (s. beiliegende Informationen zur Finanzierung der regionalen Entwicklung in Lettland), mit dem Ziel, die entsprechenden Posten bereits in den Staatshaushalt für das Jahr 2002 einzugliedern.

Ministerkabinett der Republik Lettland

Erlaß Nr. 

Protokoll Nr.

Riga, den ___________ 2000

Zur Übertragung der Rechte und Verpflichtungen der Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme auf das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen

1. Die in der Verfügungsgewalt des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen befindliche Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme zu reorganisieren und ab dem 1. Januar 2001 in das in der Verfügungsgewalt des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen befindliche Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen einzugliedern.

2. Verfügen, daß das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen der Rechtsnachfolger der Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme ist.

3. Die Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme hat zu übergeben und das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen hat zu übernehmen:

3.1. Anlagevermögen, Sachwerte, Bargeldmittel und Rechnungen aus der Bilanz der Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme zum 1. Januar 2001;

3.2. EDV-Systeme (Softwarebestand) und Unterlagen der Installierung und Nutzung dieser Systeme;

3.3. zivilrechtliche Verpflichtungen;

3.4. Unterlagen der Sachbearbeitung und Buchführung (einschließlich offener Vorgänge der Sachbearbeitung und Archivdokumente, Personalakten).

4. Der sonderbeauftragte Minister für die Kooperation mit den internationalen Finanzinstitutionen hat:


4.1. die Erfüllung der Punkte 1, 2 und 3 dieses Erlasses sicherzustellen,


4.2. den Leiter der Verwaltung für Koordinierung internationaler 
Hilfsprogramme über die vorgesehenen wesentlichen Änderungen in der 
Arbeitsordnung in Kenntnis zu setzen,


4.3. den Leiter der Verwaltung für Koordinierung internationaler 
Hilfsprogramme mit der Benachrichtigung der Mitarbeiter über die 
vorgesehenen wesentlichen Änderungen in der Arbeitsordnung zu 
beauftragen.

5. Mit dem 1. Januar 2001 übernimmt das Sekretariat des sonderbeauftragten Ministers für die Kooperation mit internationalen Finanzinstitutionen die Abwicklung organisatorischer Fragen und die Verpflichtungen zur Änderung, bzw. Kündigung rechtlicher Arbeitsverhältnisse.

6. Mit dem 1. Januar 2001 verlieren folgende Rechtsvorschriften ihre Gültigkeit:

6.1. Verordnung des Ministerkabinetts Nr. 68 vom 15.02.1999 „Über die Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme“;

6.2. Verordnung des Ministerkabinetts Nr. 92 vom 25.02.1999 „Änderungen in der Verordnung des Ministerkabinetts Nr. 68 vom 15.02.1999 „Über die Verwaltung für Koordinierung internationaler Hilfsprogramme““.

Ministerpräsident 


A. Berzins

Sonderbeauftragter Minister

für die Kooperation mit

internationalen Finanzinstitutionen
R. Zile

� Mit den Strukturfonds werden Aktivitäten unterstützt, die sich auf die Minderung der Ungleichgewichte im Entwicklungsstand unterschiedlicher Regionen hinrichten, Europaabkommen, Artikel 158


� Während im Rahmen der SF grundsätzlich strukturelle Mißverhältnisse ausgeglichen werden, ist das Ziel des Kohäsionsfonds, die Ungleichgewichte zwischen unterschiedlichen Ländern zu beseitigen


� In Übereinstimmung mit der Gesetzgebung der EU ist die Region der Zielsetzung 1 ein Gebiet, wo das per capita berechnete BIP-Indiz weniger als 75% des EU-Durchschnitts beträgt


� Im Kontext der SF wird mit der Programmierung die gemeinsamen Aktivitäten des Mitgliedslandes und der EU (Organisierung, Beschlußfassung und Finanzleitung) zur Erreichung der langfristig gesetzten Ziele der Planungsprozesse der SF verstanden


� INTERREG ist eines der wenigen Initiativprogramme der Gemeinschaft, d.h., ein Programm, welches im Einklang mit den EU-Richtlinien durch das Mitgliedsland initiiert wird. Die nationalen Initiativen werden durch die Initiativen der Gemeinschaft erweitert.


� Es ist zu berücksichtigen, daß sich Lettland zu diesem Zeitpunkt vorgenommen hat, bis zur Übernahme der EU-Präsidentschaft durch Schweden der EU sämtliche Verhandlungspositionen vorzulegen, damit die neue Präsidentschaft eine möglichst hohe Anzahl der Kapitel eröffnen kann


� SF als Erweiterung nationaler Aktivitäten für den Ausgleich regionaler Untershiede, Verordnung des Europarates Nr. 1260/1999 über Strukturfonds


� Community Support Framework (CSF) ist ein im Einvernehmen mit dem Mitgliedsland der EU durch die Europäische Komission bestätigtes Dokument, das den durch den Midgliedstaat erstellten Entwicklungsplan und die Prioritäten auswertet und die Rolle der SF bei deren umsetzung festsetzt


� Das Phare-Programm zum wirtschaftlichen und sozialen Ausgleich (ESC) ist das Gegenstück eines der Strukturfonds – des Europäischen Fonds der regionalen Entwicklung (ERDF) – für den Einsatz in die Beitrittskandidaten der EU
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